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AUTOMOBILSTEUER

Nur bedingt 
 nachhaltig
Dass künftig auch auf Elektroautos eine Automobilsteuer bezahlt 
werden muss, ist keine schlechte Nachricht. Problematisch  
ist hingegen, was der Bund mit den Einnahmen anstellen will. 

VON RAPHAEL ALBISSER

In der Schweiz naht das Ende der Vorzugs-
behandlung für E-Autos: Der Bundesrat will 
deren Befreiung von der Automobilsteuer per 
1.  Januar 2024 aufheben. Noch bis Mitte Juli 
läuft die Vernehmlassung, aber es ist nicht 
zu erwarten, dass sich am Entscheid noch et-
was ändert. Die Steuerbefreiung gilt seit Ein-
führung der Automobilsteuer im Jahr 1997. 
Sie sollte der Elektromobilität zum markt-
wirtschaftlichen Durchbruch verhelfen. Nun 
kommt das Ende früher als erwartet – weil das 
Förderinstrument nicht mehr notwendig sei, 
so die Begründung des Bundesrats.

Tatsächlich verzeichnete die E-Auto-
Branche in der Schweiz in den letzten Jahren 
imposante Wachstumszahlen. Fast 46 000 
Elektroautos wurden 2022 importiert, das ist 
fast eine Versechsfachung gegenüber 2018. 
Der Marktanteil betrug damit 17,8 Prozent.

Schlecht investiertes Geld
Das klingt nach Umschwung und Aufbruch, 
verblasst aber im Gesamtbild. Denn noch im-
mer sind laut Bundesamt für Statistik bloss 
rund 2,3 Prozent der in der Schweiz zugelasse-
nen Personenwagen vollelektrisch betrieben. 
Das sind knapp 111 000 Autos – gegenüber fast 
3  Millionen Benzin- und 1,3  Millionen Diesel-
fahrzeugen. Zahlen, die vor allem eines zeigen: 
Es gibt sehr viele Autos in der Schweiz.

Mit der Abkehr von der Vorzugsbehand-
lung für E-Autos will der Bundesrat vor allem 
eines: Geld einnehmen. Er hat die Massnahme 
nicht umsonst bereits im Januar angekün-
digt, als er sein Bereinigungskonzept für den 
Staatshaushalt vorstellte. Darüber hinaus 
arbeitet der Bund derzeit an Konzepten, um 
Elektrofahrzeuge ab 2030 auch anderweitig 
zu besteuern, denn E-Auto-Fahrer:innen zah-
len keine Mineralölsteuern. Auch Subventi-
onsmechanismen, wie etwa Umstiegsprämi-
en, stehen in manchen Kantonen unter Druck. 
Wenig überraschend bedauern diese Entwick-
lung vor allem jene politischen Akteur:innen, 
die in der Klimapolitik voll auf die Elektri-
fizierung des Strassenverkehrs setzen: «Das 
bereitet mir Sorgen», sagte etwa Jürg Gros-
sen, Präsident der Grünliberalen und Leiter 
des Branchenverbands Swiss E-Mobility, ge-
genüber SRF. «Wir sind bei den Klimazielen 
von Paris gerade im Verkehrssektor stark im 
 Hintertreffen.»

Dabei ist hinlänglich bekannt, dass 
die Elektrifizierung des Individualverkehrs 
kein nachhaltiger Lösungsansatz ist. Bei der 
Herstellung und entlang der Lieferkette von 
 E-Autos fallen grosse Mengen grauer Emis-
sionen an, viele benötigte Rohstoffe werden 
unter miserablen Bedingungen für Menschen 
und Umwelt abgebaut. «Es ist eine Lüge, dass 
Elektro autos den Klimawandel stoppen kön-

nen», sagt Silas Hobi, Geschäftsleiter des ver-
kehrspolitischen Vereins Umverkehr. «Auch 
Elektroautos fahren für 75 Kilogramm Mensch 
zwei Tonnen Stahl umher. Dieser physikali-
sche Unsinn lässt sich schlicht nicht auflösen.»

Entsprechend begrüsst es Hobi, dass 
künftig auch E-Autos besteuert werden – wobei 
der Bund die Einnahmen aber komplett falsch 
investiere. Das Geld fliesst nämlich in den Nati-
onalstrassen- und Agglomerationsfonds (NAF), 
mit dem Unterhalt und Ausbau des National-
strassennetzes finanziert werden. Das ist auch 
der Grund, weshalb der Bund nach Besteue-
rungsideen sucht: Nimmt der Anteil der Elek-
troautos in der Schweiz weiterhin rasant zu, 
fallen dereinst beträchtliche Einnahmen aus 
der Mineralölsteuer (1,8  Milliarden Franken 
pro Jahr) weg. Für die bürger liche Schweiz, wo 
jedes Jahr Milliardenbeträge in Asphalt gegos-
sen werden, wäre das schlicht undenkbar.

Gleichzeitig verursacht der motorisierte 
Individualverkehr jährlich fast zehn Milliar-
den Franken an externen Kosten – etwa durch 
Luftverschmutzung, Lärm, Klima- und Um-
weltschäden, oder aufgrund von Unfällen. So 
hat es das Bundesamt für Raumentwicklung 
errechnet. «Ginge es nach dem Verursacher-
prinzip, würden mit den Einnahmen aus der 
Autobesteuerung diese Schäden minimiert», 
sagt Silas Hobi. Stattdessen werde damit das 
Strassennetz weiter ausgebaut – und Platz ge-

schaffen für immer mehr und immer grössere 
Autos:  «Es ist ein Teufelskreis.»

Mehr Autobahnen mit Step
Derselben Ansicht ist auch Natalie  Imboden, 
Berner Nationalrätin der Grünen und Vor-
standsmitglied des gemeinnützigen Verkehrs-
clubs VCS. «Wir begrüssen die Automobil-
steuer für Elektrofahrzeuge, denn es ist sinn-
voll, Subventionen für Autos abzuschaffen», 
sagt sie. «Aber dieses System hat  einen Kon-
struktionsfehler.» Imboden verweist auf eine 
Studie des Preisüberwachers vom Oktober, 
die belegt, dass die Nutzung des öffentlichen 
Verkehrs in der Schweiz im letzten Jahrzehnt 
wesentlich teurer wurde, der motorisierte In-
dividualverkehr hingegen günstiger.

«Auch deshalb wehren wir uns gegen 
den weiteren Strassenausbau», sagt Imboden. 
Etwa gegen das Strategische Entwicklungspro-
gramm (Step), das die Verkehrskommission 
des Nationalrats gerade behandelt. Es sieht 
Investitionen über 11,6  Milliarden Franken 
unter anderem in Kapazitätserweiterungen 
von Autobahnen vor. «Ich gehe davon aus, dass 
es am Ende zum Referendum kommt», sagt 
Imboden. «Wir brauchen eine grundlegende 
Umgestaltung des Verkehrs und keine acht-
spurigen Autobahnen, wie etwa im Norden 
von Bern geplant wird.»

Im Sommer 2022 wechselte Ronja Warg* (24) 
an die Zürcher Hochschule der Künste (ZHdK), 
um im Bachelor bildende Kunst weiterzustu-
dieren. Willkommen fühlte sie sich dort schon 
bald nicht mehr, sogar diskriminiert.

Bei Warg wurde im Alter von neunzehn 
Jahren das Asperger-Syndrom diagnostiziert. 
Gewisse Situationen im Studium stellen für sie 
eine besondere Herausforderung dar. So ist es 
für sie etwa überaus anstrengend, mit vielen 
Menschen längere Zeit in einem Raum zu ver-
bringen. Für Personen mit Beein-
trächtigung ist es üblich, dass sie 
mit Schulen oder Hochschulen 
einen sogenannten Nachteils-
ausgleich vereinbaren können. 
Darin werden auf die betroffene 
Person zugeschnittene Regeln 
vereinbart, um Benachteiligun-
gen entgegenzuwirken. Warg 
hatte schon früher mit ihrer 
Schule und mit der englischen 
Universität, an der sie vor der 
ZHdK studiert hatte, Nachteils-
ausgleiche vereinbart. Darum 
war sie überrascht, als dies an der ZHdK zu 
Problemen führte.

Mitte Juni 2022 reichte Wargs Therapeu-
tin ein entsprechendes Gesuch ein. Darin wer-
den verschiedene Massnahmen vorgeschlagen, 
etwa die Aufklärung ihrer Mitstudierenden 
über ihre Diagnose. Mehrere Punkte betref-
fen das Verweilen in der Gruppe. So etwa, 
dass Warg die Möglichkeit haben sollte, sich 
zur Vermeidung einer Reizüberflutung kurz-

zeitig in einen anderen Raum zurückzuziehen, 
oder eine Minimierung der Präsenzpflicht im 
 Unterricht.

Nicht verhandelbar
Der letzte und zentrale Punkt, dass die an der 
ZHdK geltende Anwesenheitspflicht in Lehr-
veranstaltungen von achtzig Prozent in Wargs 
Fall etwas weniger streng auslegt wird, ist für 
die Leitung des Departements Fine Arts bis 

heute unverhandelbar.
Ende August fand ein ers-

tes Treffen zwischen Ronja Warg 
und ihrer Therapeutin mit Patri-
cia Felber Rufer, der Leiterin der 
hauseigenen Fachstelle Gleich-
stellung und Diversity, sowie Ra-
phael Gygax, Leiter des Bachelors 
Fine Arts, statt. Von Gygax erfuhr 
Warg, dass der Nachteilsaus-
gleich wegen der Präsenzpflicht 
in dieser Form nicht akzeptiert 
werde. Als Warg und ihre The-
rapeutin damit nicht zufrieden 

waren, stellte er weitere Gespräche und eine 
spätere Neubeurteilung in Aussicht. Während 
des Herbstsemesters erschien Warg in zwei 
Pflichtmodulen zwar jeden Morgen und Nach-
mittag zur Anwesenheitskontrolle, arbeitete 
aber in Absprache mit den Do zent:in nen, die 
von ihrer Diagnose wussten, zwischendurch 
in einem anderen Raum. Sie hatte Grund zur 
Annahme, dass das kein Problem darstellte, 
weil sie von den Dozent:innen stets gute Rück-

meldungen erhielt; kein Wort davon, dass sie 
ein Modul nicht bestehen könnte.

Der Hammer folgte Ende Januar beim 
zweiten Gespräch, diesmal mit Departements-
leiterin Swetlana Heger-Davis. Von ihr erfuhr 
Warg völlig überraschend, dass sie die beiden 
Module wegen zu geringer Anwesenheit nicht 
bestanden hatte. Warg verliess weinend das 
Gespräch, das Verhalten der ZHdK ihr gegen-
über belastet sie psychisch stark. Sie sagt, sie 
könne die Präsenzpflicht unmöglich erfüllen. 
Besteht sie besagte Module ein weiteres Mal 
nicht, wird sie automatisch exmatrikuliert. 
Die Entscheidung des Departements schliesse 
sie faktisch vom Studium aus.

Diskriminiert fühlt Warg sich auch vom 
sonstigen Verhalten der Verantwortlichen. 
Das Gespräch im Januar fand eine halbe Stun-
de nach der Modulbuchung fürs nächste Se-
mester statt, für die das Wissen über das bis-
herige Abschneiden wichtig ist. Gygax soll von 
Anfang an signalisiert haben, dass er für einen 
Nachteilsausgleich nicht Hand bieten würde. 
Und Heger-Davis empfahl ihr einmal, sie sol-
le doch an eine kleinere Hochschule wechseln, 
dort könne man besser auf ihre Bedürfnisse 
eingehen.

Andere machen es besser
Die WOZ hat Heger-Davis und Felber Rufer 
vom Diversity-Team mehrere Fragen zum Fall 
geschickt. Zurück kam eine Antwort von der 
Medienstelle der ZHdK, aufgrund des Da-
ten- und Persönlichkeitsschutzes könne man 

sich nicht zum Fall äussern; dazu ein paar 
Leitbildsätze, wie vorbildlich sich die ZHdK 
gegenüber «Studierenden mit Beeinträchti-
gung» verhalte, und eine kryptische Begrün-
dung, wieso die Präsenzpflicht im Kunst-
studium nicht verhandelbar sein soll: «Dies 
mag eine Besonderheit einer Hochschule der 
Künste sein. Nur auf diese Weise können wir 
unsere Studierenden auf die bevorstehen-
de Berufslaufbahn adäquat vorbereiten. Der 
Kunstmarkt ist geprägt von sozialen Heraus-
forderungen, auf die sich die Studierenden 
einstellen müssen.»

Im Vergleich mit anderen Hochschulen 
wirkt die Praxis der ZHdK rückständig. Auf 
den Websites der Universitäten von Bern, Ba-
sel und Zürich wie auch der ETH und verschie-
dener Fachhochschulen findet man eine Über-
sichtsseite zum Studium mit Behinderung 
oder chronischen Krankheiten. Eine vergleich-
bare Seite sucht man bei der ZHdK vergeblich. 
Auch der von Ronja Warg vorgeschlagene 
Nachteilsausgleich würde andernorts auf offe-
nere Ohren stossen. Eine ehemalige Mitarbei-
terin der Fachstelle Studium und Behinderung 
der Universität Zürich etwa erzählt, dort sei es 
nicht nur in diversen Departementen üblich, 
dass betroffene Studierende dem Unterricht 
häufiger fernbleiben dürften. Es gebe darüber 
hinaus auch ein Budget, um Assistenzperso-
nen anzustellen, die die Studierenden beim 
Lernen und der Organisation ihres Studiums 
unterstützten.

* Name geändert.

Auch E-Autos zeigen der Umwelt den Finger: Ladestation bei der Tesla-Fabrik  
in Grünheide, Brandenburg.   FOTO: JOCHEN ECKEL , IMAGO

DISKRIMINIERUNG

Wer darf Kunst studieren?
Die Leitung des Departements Fine Arts an der Zürcher Hochschule der Künste drängt eine Studentin mit Asperger-Syndrom  
faktisch aus dem Studium. Der Fall zeigt, wie rückständig die Praxis der Hochschule ist.

VON DAVID HUNZIKER

Eine kleinere 
Hochschule 
könne besser auf 
ihre Bedürfnisse 
eingehen, hiess 
es einmal. 
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